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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - Fz 

zu Punkt ... der 912. Sitzung des Bundesrates am 5. Juli 2013

1. Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union

Gesetz zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Über-
tragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht 
über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank

A

und

der Finanzausschuss

empfehlen dem Bundesrat, dem vom Deutschen Bundestag am 

nverabschiedete Gesetz gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 des Grundgese

13. Juni 2013 

tzes 

zuzustimmen.

B

empfehlen dem Bundesrat ferner, zu dem Gesetz folgende Entschließung zu 

2. Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und

der Finanzausschuss

fassen:

a) Die mit dem Verordnungsvorschlag vorgesehene Schaffung einer

des

ein

-

heitlichen

europäischen Bankenaufsicht ist nach Auffassung Bundesrates ein not-

wendiger Schritt hin zur Schaffung einer Bankenunion. Die Finanzkrise hat 

gezeigt, dass nationale Zuständigkeiten bei der Bankenaufsicht ein länder
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übergreifendes, koordiniertes und entschlossenes Vorgehen bei der Restru

rierung von Banken verhindern können. 

k

b) Mit der Verordnung sollen die bislang nationalen Befugnisse im Bereich der 

tu-

Bankenaufsicht auf die Europäische Zentralbank (EZB) übertragen werden. Der 

Bundesrat erneuert seine Bedenken, dass die EZB nur unter bestimmten 

Voraussetzungen eine durchsetzungsfähige Aufsicht ausüben kann. Hierzu 

gehört die Schaffung eines europäischen Restrukturierungs-

regimes, das es ermöglicht, Banken im Ernstfall tats

und Abwicklungs-

ächlich abwickeln zu 

können. Der Bundesrat stellt fest, dass die Bundesregierung einen solchen 

einheitlichen Abwicklungsmechanismus in Europa bislang blockiert. Zu den 

Voraussetzungen für eine funktionierende Bankenunion gehört ferner die 

Einrichtung eines europäischen Restrukturierungs-

über eine Bankenabgabe gespeist wird (BR-

und Abwicklungsfonds, der 

Drucksache 408/13 (Beschluss))

Steuerzahler für die Stabilisie

. 

Nur so lässt sich nach Auffassung des Bundesrates verhindern, dass weiter der 

rung notleiden

c) Die einheitliche Bankenaufsicht stellt laut der Bundesregierung 

aussetzung für die direkte Bankenrekapitalisierung durch den Europäischen 

der Banken aufkommen muss.

eine Vor

Stabilitätsmechanismus (ESM), das heißt durch den europäischen Steuerzahler

da

-

,

r. Der Bundesrat weist darauf hin, dass der ESM ursprünglich dazu ein-

gerichtet wurde, Staaten der Euro-Zone bei Zahlungsschwierigkeiten finanziell 

zu unterstützen. Der Bundesrat fordert, dass der ESM im Ergebnis 

dienen darf, mit einer direkten Rekapitalisierung von Banken eine staatliche 

nicht dazu 

Haf

schreiben.

in den europäischen Gremien dafür einzusetzen, das

tung für Verluste des Bankensektors auf europäischer Ebene festzu-

d) Der Bundesrat fordert die Bundesregierung weiter mit Nachdruck dazu auf, sich 

s das gesamte, für die 

Schaffung einer europäischen Bankenunion erforderliche Instrumentarium 

schnellstmöglich zusammen mit der europäischen Bankenaufsicht einsatzbe

ist.

reit 


